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A Tragende Gründe und Beschlüsse 

A-1 Tragende Gründe  

A-1.1 Rechtsgrundlage 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) überprüft auf Antrag nach § 135 Absatz 1 Satz 1 des 
Sozialgesetzbuches Fünftes Buch (SGB V) für die vertragsärztliche Versorgung der in der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherten Personen neue Untersuchungs- oder Behandlungsmethoden 
daraufhin, ob der diagnostische oder therapeutische Nutzen, die medizinische Notwendigkeit und die 
Wirtschaftlichkeit nach dem jeweiligen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse – auch im Vergleich 
zu bereits zu Lasten der Krankenkassen erbrachten Methoden – als erfüllt angesehen werden können. 
Auf der Grundlage des Ergebnisses dieser Überprüfung entscheidet der G-BA darüber, ob eine neue 
Methode in der vertragsärztlichen Versorgung zu Lasten der  Krankenkassen erbracht werden darf. 

Gemäß 2. Kapitel § 13 Absatz 4 Satz 2 der Verfahrensordnung des G-BA (VerfO) kann der G-BA 
entsprechend dem Ergebnis der abschließenden Gesamtbewertung der Untersuchungs- oder 
Behandlungsmethode nur Folgendes beschließen: 

1. die Anerkennung der Untersuchungs- oder Behandlungsmethode und die Regelung der 
notwendigen Anforderungen nach § 135 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 3 SGB V, 

2. die Feststellung, dass die Untersuchungs- oder Behandlungsmethode das Potenzial einer 
erforderlichen Behandlungsalternative bietet, ihr Nutzen aber noch nicht hinreichend belegt ist, 
und die gleichzeitige Beschlussfassung einer Richtlinie zur Erprobung nach § 137e Absatz 1 und 
2 SGB V unter Aussetzung des Bewertungsverfahrens, 

3. die Feststellung, dass die Untersuchungs- oder Behandlungsmethode nicht das Potenzial einer 
erforderlichen Behandlungsalternative bietet, insbesondere weil sie schädlich oder unwirksam 
ist. 

Auf der Grundlage des § 137c Absatz 1 SGB V überprüft der G-BA auf Antrag Untersuchungs- und 
Behandlungsmethoden, die zu Lasten der gesetzlichen Krankenkassen im Rahmen einer 
Krankenhausbehandlung angewandt werden oder angewandt werden sollen, daraufhin, ob sie für eine 
ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung der Versicherten unter Berücksichtigung 
des allgemein anerkannten Standes der medizinischen Erkenntnisse erforderlich sind. Ergibt die 
Überprüfung, dass der Nutzen einer Methode nicht hinreichend belegt ist und sie nicht das Potenzial 
einer erforderlichen Behandlungsalternative bietet, insbesondere weil sie schädlich oder unwirksam ist, 
erlässt der G-BA eine entsprechende Richtlinie, wonach die Methode im Rahmen einer 
Krankenhausbehandlung nicht mehr zu Lasten der Krankenkassen erbracht werden darf. Ergibt die 
Überprüfung, dass der Nutzen einer Methode noch nicht hinreichend belegt ist, sie aber das Potenzial 
einer erforderlichen Behandlungsalternative bietet, beschließt der G-BA eine Richtlinie zur Erprobung 
nach § 137e SGB V. 

Gemäß 2. Kapitel § 13 Absatz 5 Satz 3 VerfO kann der G-BA entsprechend dem Ergebnis der 
abschließenden Gesamtbewertung der Untersuchungs- oder Behandlungsmethode nur Folgendes 
beschließen: 

1. die Feststellung, dass der Nutzen der Methode hinreichend belegt ist und sie für eine 
ausreichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung der Versicherten im Krankenhaus 
erforderlich ist, 
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2. die Feststellung, dass die Untersuchungs- oder Behandlungsmethode das Potenzial einer 
erforderlichen Behandlungsalternative bietet, ihr Nutzen aber noch nicht hinreichend belegt ist, 
und die gleichzeitige Beschlussfassung einer Richtlinie zur Erprobung nach § 137e Absatz 1 und 
2 SGB V unter Aussetzung des Bewertungsverfahrens, 

3. die Feststellung, dass die Methode nicht das Potenzial einer erforderlichen 
Behandlungsalternative bietet, insbesondere weil sie schädlich oder unwirksam ist, und den 
Ausschluss dieser Methode aus der Krankenhausversorgung zu Lasten der Krankenkassen. 

A-1.2 Eckpunkte der Entscheidung 

Auf der Grundlage eines Antrags zur Überprüfung der Liposuktion bei Lipödem gemäß §§ 135 Absatz 1 
und 137c SGB V hatte der G-BA die beiden hierzu eingeleiteten Bewertungsverfahren mit Beschlüssen 
vom 20. Juli 2017 zunächst befristet bis zum 30. September 2022 ausgesetzt und die Beratungen zu einer 
Richtlinie gemäß § 137e SGB V zur Erprobung der Liposuktion bei Lipödem aufgenommen. 

Grundlage der Beratungen zur sektorenübergreifenden, einheitlichen Bewertung des Nutzens der 
Liposuktion bei Lipödem war der durch den G-BA erstellte Bericht vom 23. November 2015 („Lipödem“). 
Die Ergebnisse der bei dieser Evidenzrecherche identifizierten Studien erfüllten nicht die 
Voraussetzungen für den hinreichenden Beleg eines Nutzens im Sinne der VerfO. Aus den Daten ergab 
sich jedoch, dass die Liposuktion bei Lipödem das Potenzial einer erforderlichen Behandlungsalternative 
bietet. 

Die Richtlinie zur Erprobung der Liposuktion zur Behandlung des Lipödems wurde am 18. Januar 2018 
beschlossen. Die Erprobung soll der Beantwortung der Frage dienen, ob bei Patientinnen mit Lipödem 
die zusätzliche Liposuktion gegenüber einer alleinigen konservativen, symptomorientierten Behandlung 
insbesondere unter Einsatz der komplexen physikalischen Entstauungstherapie (KPE) zu einer 
Verbesserung patientenrelevanter Zielgrößen führt. 

Mit Beschluss vom 21. Februar 2019 hat der G-BA die Verfahren gemäß §§ 135 Absatz 1, 137c SGB V zur 
Bewertung der Methode der Liposuktion bei Lipödem im Hinblick 
auf Stadium III vor Ablauf der Aussetzungsfrist wiederaufgenommen und im Ergebnis seiner Bewertung 
mit Beschlüssen vom 19. September 2019 die Liposuktion bei Lipödem im Stadium III befristet bis zum 
31. Dezember 2024 in die Anlage I (Anerkannte Untersuchungs- oder Behandlungsmethoden) der 
Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung (MVV-RL) sowie die Anlage I (Methoden, die für die 
Versorgung mit Krankenhausbehandlung erforderlich sind) der Richtlinie Methoden 
Krankenhausbehandlung (KHMe-RL) aufgenommen.  

Aufgrund der befristeten Aussetzung der Beratungsverfahren zur Liposuktion bei Lipödem bis 30. 
September 2022 hat der G-BA gemäß 2. Kapitel § 14 Absatz 5 VerfO eine Updaterecherche zur Methode 
der Liposuktion bei Lipödem durchgeführt. Im Zuge der Update-Recherche wurden keine Ergebnis-
Publikationen von zur Nutzenbewertung geeigneten Studien identifiziert. Demnach ist die laufende 
Erprobung der Liposuktion bei Lipödem weiterhin erforderlich, um die für eine abschließende 
Bewertung des Nutzens der Methode notwendigen Erkenntnisse zu gewinnen. 

Die Aussetzung der Beratungsverfahren zur Liposuktion bei Lipödem wird daher unter Angleichung an 
die Befristung der Aufnahme der Liposuktion bei Lipödem im Stadium III in die jeweilige Anlage I der 
MMV-RL und der KHMe-RL bis zum 31. Dezember 2024 verlängert. 

https://www.buzer.de/137e_SGB_V.htm
https://www.buzer.de/137e_SGB_V.htm
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A-1.3 Würdigung der Stellungnahmen 

Es sind zwei schriftliche Stellungnahmen eingegangen. Aufgrund der vorgetragenen Argumente zu den 
zur Stellungnahme gestellten Beschlussinhalten ergibt sich keine Notwendigkeit zu Änderungen im 
Beschluss.  

Einwände oder Änderungswünsche ohne Bezug auf den Stellungnahmegegenstand wurden nicht 
berücksichtigt. 

A-1.4 Bürokratiekostenermittlung 

Durch den vorgesehenen Beschluss entstehen keine neuen bzw. geänderten Informationspflichten für 
Leistungserbringer im Sinne von Anlage II zum 1. Kapitel VerfO und dementsprechend keine 
Bürokratiekosten. 

A-1.5 Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

25.08.2022 UA MB Beratung der Beschlussunterlagen und Einleitung des 
Stellungnahmeverfahrens 

06.09.2022 UA MB Auswertung der Stellungnahmen 

15.09.2022 Plenum Beschlüsse über die Änderungen der MVV-RL und der KHMe-RL 

A-1.6 Fazit 

Es liegt weiterhin keine Evidenz vor, die eine Bewertung des Nutzens der Liposuktion bei Lipödem auf 
einem ausreichend sicheren Erkenntnisniveau erlaubt. Daher wird die mit Blick auf die Erprobung 
beschlossene Aussetzung der Bewertungsverfahren gemäß §§ 135 Absatz 1 und 137c SGB V zur 
Liposuktion bei Lipödem bis zum 31. Dezember 2024 verlängert. 
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A-2 Beschlüsse  

A-2.1 Richtlinie Methoden Krankenhausbehandlung 

veröffentlicht im Bundesanzeiger am Dienstag, 6. Dezember 2022, BAnz AT 06.12.2022 B2  

Beschluss  
des Gemeinsamen Bundesausschusses  

über eine Änderung der Richtlinie Methoden Krankenhausbehandlung: 

Liposuktion bei Lipödem 
Vom 15. September 2022 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 15. September 2022 beschlossen, 
die Richtlinie Methoden Krankenhausbehandlung in der Fassung vom 21. März 2006 (BAnz. S. 4466), die 
zuletzt durch die Bekanntmachung des Beschlusses vom 19. Mai 2022 (BAnz AT 04.08.2022 B3) geändert 
worden ist, wie folgt zu ändern: 

I. In Anlage II (Methoden, deren Bewertungsverfahren ausgesetzt sind) wird in Abschnitt B 
(Aussetzung im Hinblick auf Erprobungsrichtlinien nach § 137e SGB V) Nummer 3.1 
(Liposuktion bei Lipödem) die Angabe „30. September 2022“ durch die Angabe 
„31. Dezember 2024“ ersetzt.  

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in 
Kraft. 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter www.g-ba.de 
veröffentlicht. 

Berlin, den 15. September 2022 

Gemeinsamer Bundesausschuss 

gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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A-2.2 Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung 

veröffentlicht im Bundesanzeiger am Dienstag, 6. Dezember 2022, BAnz AT 06.12.2022 B3  

Beschluss  
des Gemeinsamen Bundesausschusses  

über eine Änderung der Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung:  

Liposuktion bei Lipödem 

Vom 15. September 2022 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 15. September 2022 beschlossen, 
die Richtlinie Methoden vertragsärztliche Versorgung in der Fassung vom 17. Januar 2006 (BAnz. 
S. 1523), die zuletzt durch die Bekanntmachung des Beschlusses vom 19. Mai 2022 (BAnz AT 04.08.2022 
B3) geändert worden ist, wie folgt zu ändern: 

I. In Anlage III (Methoden, deren Bewertungsverfahren ausgesetzt ist) wird in Nummer 13 
(Liposuktion bei Lipödem) die Angabe „30. September 2022“ durch die Angabe 
„31. Dezember 2024“ ersetzt.  

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in 
Kraft. 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter www.g-ba.de 
veröffentlicht. 

Berlin, den 15. September 2022 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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A-3 Prüfergebnis des BMG  
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A-4 Anhang 

Stellungnahme der Fachberatung Medizin
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B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA 

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 

Der UA MB hat in seiner Sitzung am 25. August 2022 den folgenden aufgeführten 
Institutionen/Organisationen gemäß 1. Kapitel 3. Abschnitt VerfO Gelegenheit zur Abgabe einer 
Stellungnahme für dieses Beschlussvorhaben erteilt: 

Stellungnahmeberechtigte Eingang der  
Stellungnahme 

Bemerkungen 

Bundesärztekammer (BÄK) 05.09.2022 Verzicht auf Abgabe 
einer Stellungnahme 

Einschlägige, in der AWMF-organisierte Fachgesellschaften 

vom G-BA bestimmt 

Deutsche Schmerzgesellschaft e.V.   

Deutsche Dermatologische Gesellschaft (DDG)   

Deutsche Gesellschaft der Plastischen, Rekonstruktiven 
und Ästhetischen Chirurgen (DGPRÄC) 

05.09.2022  

Deutsche Gesellschaft für Allgemein- und 
Viszeralchirurgie e.V. (DGAV) 

  

Deutsche Gesellschaft für Chirurgie e.V. (DGCH)   

Deutsche Gesellschaft für Gefäßchirurgie und 
Gefäßmedizin -Gesellschaft für operative, endovaskuläre 
und präventive Gefäßmedizin.V. (DGG) 

05.09.2022 gemeinsam mit DGDC 
(nicht vom G-BA 
bestimmt) 

Deutsche Gesellschaft für Phlebologie (DGP)   

Deutsche Gesellschaft für Physikalische Medizin und 
Rehabilitation (DGPMR) 

  

Deutsche Gesellschaft für Plastische und 
Wiederherstellungschirurgie 

  

Deutsche Gesellschaft für Wundheilung und 
Wundbehandlung e.V. 

  

Gesellschaft Deutschsprachiger Lymphologen (GDL)   

von AWMF bestimmt 

keine   

Einschlägige, nicht in AWMF organsierte Fachgesellschaften  

keine   
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B-2 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

B-2.1 Auswertung der fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen, der 
stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen 

Im Folgenden finden Sie die Auswertung der fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen, der 
stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen. Die Volltexte der schriftlichen 
Stellungnahmen sind im Anhang abgebildet. In der nachstehenden Tabelle sind keine Ausführungen 
abgebildet, die lediglich die zur Stellungnahme gestellten Inhalte wiedergeben oder die das 
Stellungnahmeverfahren selbst beschreiben. 

 
Inst./ 
Org. 

Änderungsvorschlag/ Begründung/Kommentar  Auswertung Beschlussentwurf 

DGPRÄC Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme 
und haben uns dazu im Geschäftsführenden Vorstand 
und der AG Lipödem der DGPRÄC beraten. 
Wir sind der Auffassung, dass eine Fristverlängerung zur 
Aussetzung der Methodenbewertung Liposuktion beim 
Lip-ödem bis zum 31.12.2024 sinnvoll ist. 
Erst vor wenigen Monaten wurde die 
Rekrutierungsphase der LipLeg Studie abgeschlossen 
und die Zentren befinden sich aktuell in der operativen 
Phase der Interventionsgruppe. Der Unterzeichner leitet 
eines der größten LipLeg Zentren, in diesem werden die 
Operationen erst Ende des Jahres 2023 abgeschlossen 
sein. Mit validen Ergebnissen aus der Erprobungsstudie 
LipLeg rechnen wir erst im Jahr 2024, eine Verlängerung 
der Aussetzung erscheint somit notwendig. 

Kenntnisnahme Kein Änderungsbedarf 

DGG 
und 
DGDC 

Der G-BA hatte mit Beschluss vom 21.Februar 2019 
festgestellt, dass die Liposuktion beim Lipödem als 
Behandlungsmethode das Potenzial einer erforderlichen 
Behandlungsalternative bietet, ihr Nutzen aber noch 
nicht hinreichend belegt sei. Die bis dato vorgelegten 
Studien erfüllten nicht den vom G-BA geforderten 
Evidenzlevel. Es wurde daher eine Erprobungsstudie 
unter der Leitung von Dermatologen initiiert, deren 
Ergebnis abzuwarten ist. Es ist richtig, dass in der 
Zwischen e Studien publiziert wurden, die für eine 
Nutzenbewertung geeignet wären; weder hinsichtlich 
eines Nutzens noch hinsichtlich einer Unwirksamkeit 
oder Schädlichkeit der Methode. Daher stimmen wir 
einer Verlängerung der Aussetzung des 
Bewertungsverfahrens zur Liposuktion beim Lipödem 
unter Angleichung and die Befristung der Aufnahme der  
Liposuktion bei Lipödem im Stadium III in die jeweilige 
Anlage I der MVV-RL und der KHMe-RL bis zum 
31.Dezember 2024 zu. 

Kenntnisnahme Kein Änderungsbedarf 
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B-3 Würdigung der Stellungnahmen 

Es sind zwei schriftliche Stellungnahmen eingegangen. Aufgrund der vorgetragenen Argumente zu den 
zur Stellungnahme gestellten Beschlussinhalten ergibt sich keine Notwendigkeit zu Änderungen im 
Beschluss.  

Einwände oder Änderungswünsche ohne Bezug auf den Stellungnahmegegenstand wurden nicht 
berücksichtigt. 
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B-4 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen 
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